
 

 Vorlagen-Nummer: 2025/79 
  

Dienststelle: D 2 Erster Stadtrat Bad Vilbel, 12.05.2025 
Sachbearbeiter / in: Herr Zander  
Vorlage für: 
Magistrat 19.05.2025 
Haupt- und Finanzausschuss 26.05.2025 
Stadtverordnetenversammlung 03.06.2025 

 
Betreff 
 

Beitritt zum bestehenden Verbund der interkommunalen Zusammenarbeit (IKZ) der Gemeinden Schöneck und 
Rodenbach zur Verbesserung der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) 
  
Sachverhalt / Begründung 
 
Bad Vilbel treibt in den letzten Jahren die Digitalisierung der Stadtverwaltung kontinuierlich voran. Ausdruck 
dessen sind u.a. die Schaffung des neuen Fachdienstes Digitalisierung / Smart City, ein neues Digitalkonzept als 
Leitlinie, ein Stellenaufwuchs in diesem Bereich, die Einbindung externer Beauftragter für Datenschutz und 
Informationssicherheit, der Neuaufbau der städtischen Homepage, ein eigenes, allumfassendes Budget zur 
Digitalisierung und vieles weitere mehr. 
 
Trotz aller eigenen Anstrengungen stellen die Aufgaben im Kontext der Digitalisierung und der damit 
verbundenen gesetzlichen Vorgaben des Onlinezugangsgesetzes (OZG) und des Hessischen Gesetzes zur 
Förderung der elektronischen Verwaltung (HEGovG) organisatorisch und IT-technisch für alle Körperschaften 
des öffentlichen Rechts eine Herausforderung dar.  
 
Da viele Kommunen vor diesen Herausforderungen stehen, bietet sich eine interkommunale Zusammenarbeit 
(IKZ) gerade zu an. Durch den eigenen Datenschutzbeauftragten, die b-pisec GmbH, kam der zuvor schon 
bestehende Kontakt zu den Rathäusern in Schöneck und Rodenbach auch beim Thema IT zustande. Diese 
haben bereits seit dem 01.01.2024 den gemeinsamen IKZ-Verbund zur besseren Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes (OZG). Durch den Beitritt Bad Vilbels zum 1. Juli 2025 würden zusätzlich 25.000 Euro 
Fördergelder durch das Land Hessen in das IKZ fließen.  
 
Die Förderung des Landes besteht konkret für  

- die Entwicklung und Umsetzung von Online-Antragsverfahren vor Ort bzw. Nachnutzung der 
entwickelten Verfahren, 

- die Unterstützung bei der mit dem OZG in engem Zusammenhang stehenden Digitalisierung der 
Fachverfahren in den Gemeinden insgesamt 

- sowie die Bewältigung von damit verbundenen Fragen der Cyber- und IT-Sicherheit. 
 
Zudem führt in eine interkommunale Zusammenarbeit in der Regel generell zu einer Qualitätssteigerung durch 
geringere Aufgabenbreite und gleichzeitig größere Aufgabentiefe (Spezialisierung) und zu einer verbesserten 
Auslastung der jeweiligen Organisationseinheiten. OZG-Prozesse, die bereits erfolgreich im IKZ-Verbund 
getestet wurden, könnten unproblematisch übernommen werden, neue jeweils federführend für die beiden 
anderen Kommunen getestet und eingeführt werden – für alle drei Kommunen ein Gewinn.  
 
Der IKZ-Verbund hat bereits bewiesen, dass durch ihn Unkosten eingespart und Synergien geschaffen werden 
können. Die beiden Kommunen Schöneck und Rodenbach stehen einem Beitritt Bad Vilbels wohlwollend 
gegenüber, das Land Hessen als Fördermittelgeber wäre ebenfalls mit einer Ausweitung des IKZs einverstanden 
und würde weitere Mittel i.H.v. 25.000 Euro zur Reduktion der Personalkosten zur Verfügung stellen.  
 
Die Zusammenarbeit soll durch den Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung erfolgen. Die als Anlage 
beigefügte öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen Rodenbach und Schöneck würde um den Beitritt Bad 
Vilbels ergänzt. Es wird angestrebt, die aktuell schon begonnene Laufzeit (bis 31.12.2028) wieder auf volle fünf 
Jahre zu erneuern. Die Kriterien gemäß der Rahmenvereinbarung zur Förderung der Interkommunalen 
Zusammenarbeit des Hessischen Ministeriums des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz werden durch den 
Abschluss der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung erfüllt. 
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Beschlussvorschlag 
 
 

 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Beitritt zum bestehenden Verbund der interkommunalen 
Zusammenarbeit (IKZ) der Gemeinden Schöneck und Rodenbach zur Verbesserung der Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes (OZG). 
 
   
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:        Freiwillige Leistung 
 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 
HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       
                  Kostenart       Kostenträger       

 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 
 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 

X Deckung durch Budget X Folgekosten für zukünftige Jahre 
 
Ökologische und klimatische Auswirkungen: 
  

 
 
 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter / Fachbereichsleiter)  (Dezernent ) 
 




